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Veranlasste Leistungen 

Soziotherapie für schwer psychisch Kranke: 
G-BA erweitert Verordnungsmöglichkeiten 
Berlin, 22. Januar 2015 – Das Spektrum der Diagnosen und der Fähig-
keitsstörungen, bei denen die Verordnung einer Soziotherapie in Be-
tracht kommt, wurden mit einer Neufassung der Soziotherapie-Richtlinie 
erweitert und präzisiert. Einen entsprechenden Beschluss fasste der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) am Donnerstag in Berlin.  

Dieser sieht auch vor, dass anstelle der bisher vorgesehenen drei künf-
tig maximal fünf Therapieeinheiten zur Motivierung der Patienten zuläs-
sig sind, um die gegebenenfalls folgende Soziotherapie zu sichern. Im 
Hinblick auf eine kontinuierliche Patientenversorgung ist nun zudem eine 
Berichtspflicht des soziotherapeutischen Leistungserbringers gegenüber 
dem verordnenden Arzt vorgesehen. Weiterhin haben zukünftig auch 
psychiatrische Institutsambulanzen beziehungsweise deren Fachärztin-
nen und Fachärzte die Möglichkeit, Soziotherapie zu verordnen. 

„Der G-BA reagiert mit der inhaltlichen Weiterentwicklung der Richtlinie 
auf die bisherigen Schwierigkeiten, Patienten mit Soziotherapie zu errei-
chen und diese Behandlungsmöglichkeit in der gesetzlichen Kranken-
versicherung anzubieten“, sagte Josef Hecken, unparteiischer Vorsit-
zender des G-BA, heute in Berlin. 

 

Hintergrund: Soziotherapie 

Patientinnen und Patienten können wegen einer schweren psychischen 
Erkrankung nicht in der Lage sein, ärztliche oder ärztlich verordnete 
Leistungen selbstständig in Anspruch zu nehmen. Liegt eine solche Fä-
higkeitsstörung vor, soll mittels Soziotherapie – beispielsweise in Form 
von Motivierungsarbeit und strukturierenden Trainingsmaßnahmen – 
versucht werden, psychosoziale Defizite abzubauen und die Patienten in 
die Lage zu versetzen, die erforderlichen Leistungen zu akzeptieren und 
selbständig in Anspruch zu nehmen. Soziotherapie kann verordnet wer-
den, wenn dadurch Krankenhausbehandlung vermieden oder verkürzt 
wird oder wenn diese geboten, aber nicht ausführbar ist. Der G-BA be-
schließt die Soziotherapie-Richtlinie (ST-RL) nach § 92 Absatz 1 Satz 2 
Nr. 6 SGB V zur Sicherung einer ausreichenden, zweckmäßigen und 
wirtschaftlichen Versorgung der Versicherten mit Soziotherapie. Sie re-
gelt Voraussetzungen, Art und Umfang der Versorgung mit Soziothera-
pie in der vertragsärztlichen Versorgung gemäß § 37a SGB V sowie 
Inhalt und Umfang der Zusammenarbeit der verordnenden Ärzte mit den 
Erbringern der soziotherapeutischen Leistung.  

Der Beschluss wird dem Bundesministerium für Gesundheit (BMG) zur 
Prüfung vorgelegt und tritt nach erfolgter Nichtbeanstandung und Be-
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kanntmachung im Bundesanzeiger in Kraft. Beschlusstext und Tragende 
Gründe werden in Kürze auf folgender Seite im Internet veröffentlicht: 

https://www.g-ba.de/informationen/beschluesse/zum-
aufgabenbereich/39/ 

 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemein-
samen Selbstverwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er 
bestimmt in Form von Richtlinien den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) für etwa 70 Millionen Versicherte. Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizini-
schen Versorgung von der GKV übernommen werden. Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA 
ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entsprechend der Patientenbeteiligungs-
verordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an den Beratungen des  
G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das 
Parlament durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche 
Vorgaben für die konkrete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen 
Richtlinien haben den Charakter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV 
bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der 
medizinischen Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, 
die medizinische Notwendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog 
der Krankenkassen. Zudem hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitäts-
managements und der Qualitätssicherung in der ambulanten und stationären Versorgung. 
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